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 Änderungsantrag 
13.01.2022 

HHA 

Fraktion der AfD 

zu dem Gesetzentwurf der Landesregierung für ein Gesetz über 
die Feststellung des Haushaltsplans des Landes Hessen für das 
Haushaltsjahr 2022 (Haushaltsgesetz 2022) in der Fassung der 
Beschlussempfehlung und des Berichts des Haushaltsausschusses 
Drucksache 20/6873 zu Drucksache 20/6380 

         
 Inhalt des Antrags: Anpassung des ÖPNV-Angebots an die Nachfrage für öffentliche Beförderungsleistungen 
 
Einzelplan  17 Allgemeine Finanzverwaltung  
 
D e r  L a n d t a g  w o l l e  b e s c h l i e ß e n :  
 
Zu Kapitel  17 30 Zuweisungen aus dem KFA im Bereich des Ministeriums für Wirtschaft, Energie, 

Verkehr und Wohnen 
Buchungskreis: 2595 

 
Förderproduktnummer 
lt. Leistungsplan 

22 

  
Bezeichnung lt. Leistungsplan Förderung des ÖPNV-Angebots 

 
 

  Veränderung 
  von um auf 
Leistungsplan:    
  Beträge in 1.000 EUR 
 Gesamtkosten 267.577,0 -135.479,6 132.097,4 
 Eigene Erlöse 120.000,0 -120.000,0    0,0 
 Produktabgeltung 147.577,0 -15.479,6 132.097,4 

 
Der Wirtschaftsplan und der kamerale Haushalt sind entsprechend anzupassen. 

 
Begründung des Änderungsantrags: 
Durch die Corona-Pandemie hat der öffentliche Personennahverkehr (ÖPNV) vielerorts mit sinkenden Fahrgastzahlen zu 
kämpfen. Um unnötige Leerfahrten zu vermeiden, muss die Taktung des Nahverkehrs endlich stärker an der Nachfrage 
für die öffentlichen Beförderungsleistungen ausgerichtet werden. Die sich in der gegenwärtigen Situation vergrößernde 
Lücke zwischen Kosten und Fahrgeldeinnahmen sollte Anlass sein, zu diskutieren, wie das ÖPNV-Angebot verbessert 
werden kann und was es in Gänze kosten darf.  
Die Fraktion der AfD im Hessischen Landtag beantragt zugunsten der Zuweisungen und Zuschüsse nach dem 
Krankenhausfinanzierungsgesetz und dem Hessischen Krankenhausgesetz die Umsetzung eines Teilbetrags innerhalb der 
Finanzausgleichsmasse. Zuweisungen aus dem verfassungswidrigen GZSG-Sondervermögen sind hingegen grundsätzlich 
abzulehnen. 
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Wiesbaden, 12. Januar 2022 
 
Für die Fraktion 
der AfD 
Der Fraktionsvorsitzende: 
 
 
 
 
Robert Lambrou 
 

  
  

 
 

 


